
Schriftsatz-Unterschrift ade? 

Moderne Kommunikationsmittel und 
Unterschriftserfordernis für Schriftsätze 
BFH, Beschluß vom 29. November 1995 (X B 56/95)- "Schriftsatz-Unterschrift 

Leitsatz 

"Unterschrift" mit nur einem 
Buchstaben 

Begründetheit der 
Nichtzulassungsbeschwerde 

Bisher: 
Abkürzung ist keine 

Unterschrift... 

... außer bei Telegramm, 
Ferschreiben, Fax. 

BVerwG: 
Klage per Btx 

"Traditionelle" vs. "moderne" 
Kommunikation: 

Ungleichheit der Beurteilung... 

Die Frage, ob daran festgehalten werden kann, daß ein bestimmender Schriftsatz, der mit einer 
Abkürzung (Paraphe, Namenszeichen) unterschrieben ist, dem Erfordernis der Schriftlichkeit nicht 
genügt, hat grundsätzliche Bedeutung. 

Tatbestand 

Der Schriftsatz zur Klageerhebung schließt mit dem vollen, maschinegeschriebenen Na­
men der Prozeß Vertreterin der Kläger und Beschwerdeführer (Kläger) und handschriftlich 
mit dem ersten Buchstaben ihres aus vier Buchstaben bestehenden Namens. Das Finanzge­
richt (FG) wies die Klage wegen mangelnder Schriftform als unzulässig ab, ohne die Revi­
sion zuzulassen. 

Entscheidungsgründe 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist begründet. Die Frage, ob an der bisherigen Rechtspre­
chung festgehalten werden kann, daß bestimmende Schriftsätze, die mit einer Abkürzung 
(Paraphe, Namenszeichen) unterschrieben sind, der Schriftform (§ 64 Abs.l der Finanzge­
richtsordnung - FGO - ) nicht genügen, hat grundsätzliche Bedeutung. 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) und der anderen obersten 
Bundesgerichte, der sich bisher auch der erkennende Senat angeschlossen hat, gehört zum 
Formerfordernis der Schriftlichkeit grundsätzlich die eigenhändige (handschriftliche) Un­
terzeichnung. Eine Abkürzung genügt als Unterschrift nicht (vgl. Senatsbeschluß vom 12. 
September 1991 X R 38/91, BFH/NV1992, 50, und Urteil des Bundesgerichtshofs - BGH-
vom 22. Oktober 1993 V ZR 112/92, Neue Juristische Wochenschrift - NJW - 1994, 55, je­
weils m.w.N). 
Ausnahmen hiervon hat die Rechtsprechung bisher nur - unter Berücksichtigung der tech­
nischen Fortentwicklung - für Telegramme, Fernschreiben und Telekopien anerkannt. 
Mit Beschluß vom 19. Dezember 19941 - 5 B 79/94 - (NJW 1995,2121) hat das Bundesver­
waltungsgericht (BVerwG) die Rechtsprechung zu technisch bedingten Ausnahmen auf ei­
ne durch Bildschirmtext-Mitteilung (Btx) erhobene Klage ausgedehnt. Bei dieser Form der 
Schriftsatzübermittlung ist eine eigenhändige Unterschrift technisch unmöglich. Die Ent­
scheidung des BVerwG betrifft Fälle, in denen bestimmende Schriftsätze in einem Compu­
ter erstellt und direkt in ein gerichtliches Telefax-Gerät übermittelt werden. Dieses Verfah­
ren setzt beim Absender nicht einmal mehr einen zu Papier gebrachten, in einem Schrift­
stück verkörperten Text voraus, der unterschrieben werden könnte. Zum Ausdruck kommt 
es vielmehr erst im Empfangsgerät, d. h. notwendigerweise in nicht unterschriebener Form. 
Mag diese Art der Übermittlung, für sich allein gesehen, in der Praxis der gerichtlichen 
Verfahren (noch) als Ausnahme angesehen werden, für die verschiedenen modernen Kom­
munikationsmittel insgesamt kann das nicht mehr gelten. Daß diese außerdem typischer­
weise zum Zwecke der Beschleunigung eingesetzt werden, führt in allen Fällen fristgebun­
denen Prozeßvorbringens hinsichtlich so grundlegender Fragen wie denen der Fristwah­
rung (vgl. dazu allgemein: BGH-Urteil vom 7. Dezember 1994 VIII ZR 153/93, NJW 
1995, 665, Betriebs-Berater - BB - 1995, 221; Burgard, Archiv für civilistische Praxis - AcP 
- 195 (1995), 74 und BB 1995, 222; Gräber, Kommentar zur FGO, 3. Aufl., 1993, § 64 Rz. 8 
m.w.N.) und der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (vgl. dazu allgemein Gräber, 
a. a. O., $ 56 Rz. 49) dazu, daß ein und dasselbe Formerfordernis an unterschiedlichen Kri­
terien gemessen wird - je nachdem, ob sich der Rechtsuchende eines "traditionellen" oder 
eines modernen Kommunikationsmitteln bedient: Wendet er sich per Briefpost an das Ge-
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rieht, muß der Schriftsatz eine Originalunterschrift aufweisen, die mindestens einzelne 
Buchstaben erkennen läßt (vgl. Gräber, a. a. O., § 64 Rz. 20 f f . m.w.N.), bedient er sich der 
Tele-Kommunikation, erübrigt sich das Unterschriftserfordernis, wenn der Absender - wie 
bei der Telekopie in zunehmendem Maße zu beobachten - davon absieht, überhaupt noch 
ein "OriginaP'-Schriftstück folgen zu lassen und dies keine prozessualen Konsequenzen 
hat. Für diese unterschiedliche Behandlung dürfte es an rechtfertigenden Gründen fehlen, 
wenn man die per Telegramm, Fernschreiben, Telefax oder Btx übermittelten Willensbe­
kundungen als vollwirksame Prozeßhandlungen anerkennt. 
Eine Lösung des Problems setzt zunächst voraus, daß der Zweck des Erfordernisses der 
Schriftlichkeit von Grund auf überdacht wird. Nach herrschender Meinung (vgl. BFH-
Entscheidungen vom 5. November 1973 GrS 2/72, BFHE 111, 278, BStBl II 1974, 242, und 
vom 10. März 1982 I R 91/81, BFHE 136, 38, 40, BStBl II 1982, 573, sowie den Beschluß 
des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes vom 30. April 1979 GmS-
OGB 1/78, NJW 1980, 172; weitere Nachweise bei Gräber, a. a. O., § 64 Rz. 7 und 19 f f . ) 
soll die Schriftform sicherstellen, daß ein Schriftsatz vom Absender stammt und es sich um 
keinen bloßen Entwurf handelt. Gerade dies aber ist z. B. durch eine Telekopie nicht ge­
währleistet: Geht bei Gericht ein Telefax ein, steht weder fest, daß der wirkliche mit dem 
angegebenen Absender übereinstimmt, noch, daß nicht versehentlich ein Entwurf über-
sandt wurde. Das gilt selbst dann, wenn die beim Gericht ausgedruckte Telekopie mit einer 
Unterschrift endet. Angesichts der leichten und für den Empfänger nicht erkennbaren 
technischen Gestaltungs- und Manipulationsmöglichkeiten (z. B. läßt sich eine Unter­
schrift mit Hilfe eines Scanners eingeben, unter irgendeinen Text setzen und die Kopie ei­
ner solchen "Arbeit" per Fax übermitteln mit dem Ergebnis, daß beim Empfänger ein "un­
terschriebener" Schriftsatz ausgedruckt wird, der im Original nicht existiert und sich nicht 
von der Telekopie eines echten Schriftstücks unterscheidet) kann einer Telekopie für sich 
allein kein Beweiswert beigemessen werden (ebenso das BFH-Urteil vom 28. November 
1995 VII R 63/95, BFHE 178, 504; BGH-Urteil vom 23. Juni 1994 I ZR 106/92, NJW 
1994, 2298 zum gleichen Problem bei der Vollmacht; a. A. BFH-Urteil vom 15. Juni 1994 II 
R 49/91, BFHE 174, 394, BStBl II 1994, 763 jeweils m.w.N. zu dieser Streitfrage). Findet 
man sich aber mit einem solchen Unsicherheitsfaktor bei der Schriftsatzübermittlung durch 
EDV-Geräte ab, indem man in solchen Fällen faktisch auf eine eigenhändige Original-Un­
terschrift verzichtet, bedarf der Uberprüfung, ob an diesem Formerfordernis bei in gleicher 
Funktion, nur auf andere Weise übermittelten Schriftsätzen festgehalten werden kann. In 
diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage, ob die Rechtsprechung des BFH noch 
mit der Rechtsprechung des BVerwG in den Urteilen vom 26. Mai 1978 4 C 11/78 (NJW 
1979,120) und vom 6. Dezember 1988 9 C 40/87 (NJW 1989,1175 m.w.N.) übereinstimmt. 
Nach der Rechtsprechung des BVerwG kann eine nur maschinenschriftlich unterschriebe­
ne Klage zulässig sein, wenn "weitere Umstände" erkennen lassen, daß das Schriftstück 
von dem stammt und mit Willen dessen in den Rechtsverkehr gelangt ist, dem es zugerech­
net werden soll. Als "weiterer Umstand" genügte die Sachkenntnis, die sich aus dem 
Schriftsatz ergab. Das BVerwG hat sich damit der Rechtsprechung des Bundessozialge­
richts (BSG) angenähert, das - allerdings gestützt auf § 92 des Sozialgerichtsgesetzes, der 
die Unterschrift nur als "Soll"-Erfordernis der Klageerhebung vorsieht - Klagen ohne Un­
terschrift zuläßt (Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, Kommentar, 5. Aufl., § 92 Tz. 7, 
und Henning/Danckwerts/'König, Kommentar, Sozialgerichtsgesetz, § 90 Tz. 4.1 und 5.1). 
Wäre eine Klage nach diesen Grundsätzen zulässig, so könnte sie nicht abgewiesen werden, 
nur weil die Prozeßvertreterin zusätzlich zur maschinenschriftlichen Unterschrift noch 
handschriftlich paraphiert hat. Hierbei ist außerdem zu berücksichtigen, daß das BSG mitt­
lerweile im begrenzten Umfang Paraphen bei richterlichen Unterschriften mit der Begrün­
dung gebilligt hat, daß - jedenfalls im internen Bereich des Gerichts - kein Unterschied 
zwischen einer Paraphe und einem vollen Namenszug besteht (BSG-Urteil vom 30. Okto­
ber 1991 8 RKn 14/90, NJW 1992,1188). 
Ziel einer Neubestimmung des Erfordernisses der Schriftlichkeit müßte an sich sein, mög­
lichst für alle Teilrechtsordnungen, unter Berücksichtigung der Nachweis- und Sicherheits­
funktion einerseits und der technischen Möglichkeiten andererseits, im Interesse aller Be­
teiligten die gleichen Kriterien zu entwickeln. Dabei sind allerdings auch die Grenzen rich­
terlicher Rechtsfortbildung zu beachten, insbesondere, ob es nicht Aufgabe des Gesetzge­
bers ist, die hier erörterte "wesentliche" Frage selbst zu beantworten. 

• 
... und deswegen grundsätzliche 
Neubesinnung nötig. 

Billigung der Paraphe bei 
richterlichen Unterschriften 

Ziel der Neubestimmung und 
Aufgabe des Gesetzgebers 
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